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1949 


Drudksadie Nr. 4179 


Mündlidier Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Aussdiuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
einzelnen Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
und des Steueranpassungsgesetzes 

- Nr. 3926 der Drucksachen - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr, Miessner 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, die nötigen Schritte zu er- 
greifen, um die in § 161 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, e der Reichs- 
abgabenordnung für die Reineinkünfte aus Land- und Forst- 
wirtschaft festgesetzte Grenze von 6000, — DM zu dem näch- 
sten geeigneten Zeitpunkt zu erhöhen und die damit zusam- 
menhängenden Anpassungsmaßnahmen vorzubreiten. 

3. den von den Abgeordneten Schmücker, Stücklen, Dirscherl, Eick- 
hoff und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften der Reichsabgabenordnung — 
— Nr. 3964 der Drucksachen — durch die Beschlußfassung für 
erledigt zu erklären; 

4. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 

Bonn, den 11. März 1953 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Dr. Miessner 

Vorsitzender Berichterstatter 


DnidE: Bonner Unlversltats-Buchdruckerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße SO. 
und Wiesbaden. Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung von einzelnen Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
und des Steueranpassungsgesetzes 

- Nr. 3926 der Druckachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rnanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von einzelnen Vorschriften 
der Reidisabgabenordnung und des Steuer- 
anpassungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

(1) Die Reichsabgabenordnung gilt 

für alle öffentlich-rechtlichen Ab- 
gaben, die nadi Artikel 106 Absätze 1 
b i s 3 des Grundgesetzes dem Bund, 
den Ländern oder den Ge- 
meinden (Gemeindever- 
bänden) zufließen und durch 
Bundesfinanzbehörden oder durch 
Landesfinanzbehörden verwaltet 

werden. 

(2) Wird eine öffentlich-rechtliche 
Abgabe der im Absatz 1 bezeichneten 
Art nur teilweise durch Bundesfinanz- 
behörden oder durch Landesfinanzbe- 
hörden verwaltet, so gilt die Reichsab- 
gabenordnung insoweit, als die Abgabe 
durch Bundesfinanzbehörden oder 
durch Landesfinanzbehörden verwaltet 
wird. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von einzelnen Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und des Steuer- 
anpassungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

(1) Die Reichsabgabenordnung gilt 
für alle öffentlich-rechtlichen Abgaben, 
die nach Artikel 105 Abs. 1 und 2 
des Grundgesetzes der Gesetzgebung 
des Bundes unterliegen und durch 
Bundesfinanzbehörden oder durch Lan- 
desfinanzbehörden verwaltet werden.“ 


(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Für die Realsteuern gelten, so- 
weit nicht die Absätiie 1 und 2 An- 
wendung finden, sinngemäß die fol- 
genden Vorschriften der Reidisab- 
gabenordnung: 

1. die Vorschriften über die Haftung 
und die Verjährung, 

2. die Vorschriften über Erlaß, Erstat- 
tung und Anrechnung von Steuern 

(§ 131), 

3. die Vorschriften des § 202 über Er- 
zwingungsmaßnahmen, 

4. die Vorschriften über die Abhängig- 

keit des Realsteuerbescheids vom 
Steuermeßbescheid (§ 212 b Ab- 

sätze 2 und 3 und § 232), 

5. die Vorschriften über Rechtsnach- 
folger und Haftende (§§ 210 a und 
240), 

6. die Vorschriften über das Steuer- 
strafrecht/^ 

2. §§ 4, 6, 7, 12, 13, 15, 16 Ziff. 1 b werden 
aufgehoben. 

3. § 14 erhält folgende Fassung: 

»§ 14 

Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung, soweit 
nach Artikel 80 Abs. 2 oder 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erfor- 
derlich, mit Zustimmung des 
Bundesrates, bestimmen, daß 

1. Steuern und andere steuerrecht- 
liche Geldleistungen nicht festgesetzt, 
erstattet oder vergütet werden, 
wenn der Betrag, der festzusetzen, 
zu erstatten oder zu vergüten ist, 
einen durch diese Rechtsverordnung 
zu bestimmenden Betrag voraussicht- 
lich nicht übersteigt; der zu bestim- 
mende Betrag darf zwanzig DM 
nicht überschreiten; 

2. Steuern und andere steuerrechtliche 
Geldleistungen abgerundet werden, 
soweit das zur Vereinfachung der 
Verwaltung erforderlich ist; der Ab- 
rundungsbetrag darf fünf DM 
nicht überschreiten.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(3) unverändert 


2. unverändert 


3. § 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 

(1) Der Bundesminister der Finan- 
zen kann durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, daß 


1. Steuern und andere steuerrecht- 
liche Geldleistungen nicht festge- 
setzt, erstattet oder vergütet wer- 
den, wenn der Betrag, der festzu- 
setzen, zu erstatten oder zu ver- 
güten ist, einen durch diese Rechts- 
verordnung zu bestimmenden Be- 
trag voraussichtlich nicht übersteigt; 
der zu bestimmende Betrag darf 
20 DM nicht überschreiten; 

2. Steuern und andere steuerrechtliche 
Geldleistungen abgerundet werden, 
soweit das zur Vereinfachung der 
Verwaltung erforderlich ist; der Ab- 
rundungsbetrag darf 5 DM nicht 
überschreiten. 
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Entwurf 


4. Im § 123 Abs. 2 Satz 2 lautet der 
Klammerinhalt : „ (einsdiließlidi Erzwin- 
gungsgelder) 

5. § 131 erhält folgende Fassung: 

4 131 

(l)FüreinzelneFälleoder 
für bestimmte Gruppen 
von gleichgelagertenFällen 
können Steuern ganz oder zum Teil 
erlassen, erstattet oder angerechnet wer- 
den, wenn ihre Einziehung nach Lage 
dieser Fälle unbillig wäre. Die 
Befugnis zum Erlaß der Steuer umfaßt 
bei Besitz- und Verkebrsteuern auch 
das Recht, zuzulassen, daß die Steuer 
niedriger festgesetzt wird, oder daß 
einzelne Besteuerungsgrundlagen, die 
die Steuer erhöhen, bei der Festsetzung 
der Steuer nicht berücksichtigt werden. 
Mit Zustimmung des Steuerpflichtigen 
kann bei Steuern vom Einkommen zu- 
gelassen werden, daß einzelne Be- 
steuerungsgrundlagen, soweit sie die 
Steuer erhöhen, bei der Steuerfestset- 
zung erst zu einer späteren Zeit, und 
daß sie, soweit sie die Steuern mindern, 
schon zu einer früheren Zeit berück- 
sichtigt werden. 


(2) Die Befugnisse nach Absatz 1 
stehen der obersten Finanzbehörde der 
Körperschaft, der die Steuer zu- 
fließt, oder der von ihr bestimm- 
ten Stelle zu. § 1 des Zweiten Ge- 
setzes über die Finanzverwaltung vom 
15. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Rechtsverordnungen bedür- 
fen der Zustimmung des Bundesrates, 
soweit ein Gesetz, das die Steuer 
regelt, nach Artikel 105 Abs. 3 des 
Grundgesetzes der Zustimmung des 
Bundesrates bedürfen würde.“ 

3 a. § 86 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Nachsicht wegen Versäumung einer 
Rechtsmittelfrist oder wegen Versäu- 
mung der Frist für den Antrag auf 
Gewährung einer Steuervergütung 
kann beantragen, wer ohne Verschul- 
den verhindert war, die Frist einzu- 
halten.“ 

4. unverändert 


5. § 131 erhält folgende Fassung: 

4 131 

(1) Im Einzelfall können Steuern 
ganz oder zum Teil erlassen, erstattet 
oder angerechnet werden, wenn ihre 
Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falles unbillig wäre. Die Befugnis zum 
Erlaß der Steuer umfaßt bei Besitz- 
und Verkehrsteuern auch das Recht, 
zuzulassen, daß die Steuer niedriger 
festgesetzt wird, oder daß einzelne Be- 
steuerungsgrundlagen, die die Steuer 
erhöhen, bei der Festsetzung der Steuer 
nicht berücksichtigt werden. Mit Zu- 
stimmung des Steuerpflichtigen kann 
bei Steuern vom Einkommen zuge- 
lassen werden, daß einzelne Besteue- 
rungsgrundlagen, soweit sie die Steuer 
erhöhen, bei der Steuerfestsetzung erst 
zu einer späteren Zelt, und daß sie, 
soweit sie die Steuern mindern, schon 
zu einer früheren Zeit berücksichtigt 
werden. 

(2) Für bestimmte Gruppen von 
gleichgelagerten Fällen können für die 
entsprechende Anwendung des Ab- 
satzes 1 Richtlinien aufgestellt werden. 

(3) Die Befugnisse nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 stehen der obersten 
Finanzbehörde der Körperschaft, die 
die Steuer verwaltet, oder den von Ihr 
bestimmten Stellen zu. Beisteuern, die 
ganz oder zum Teil dem Bund zu- 
fließen und deren Verwaltung vom 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


S. 293) bleibt unberührt. Für die 
Biersteuer gilt die gleiche 
Regelung wie für die dem 
Bunde zufließenden Ver- 
brauchsteuern. 


(3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 
Satz 3 wirkt, soweit sie die gewerb- 
lichen Einkünfte als Grundlage für 
die Festsetzung der Steuer vom Ein- 
kommen beeinflußt, auch für den Ge- 
werbeertrag als Grundlage für die 
Festsetzung des Gewerbesteuermeß- 
betrages.” 


6. Die Absätze 1 und 2 des § 202 erhalten 
folgende Fassung: 


Bund insoweit den Ländern als Auf- 
tragsverwaltung übertragen worden 
ist, können die Befugnisse nach den 
Absätzen 1 und 2 nur mit Zustim- 
mung des Bundesministers der Finan- 
zen ausgeübt werden, soweit dieser 
nicht auf das Recht der Zustimmung 
verzichtet. Bei der Einkommen- und 
der Körperschaftsteuer werden Richt- 
linien gemäß Absatz 2 von den ober- 
sten Finanzbehörden der Länder mit 
Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen herausgegeben. § 1 des 

Zweiten Gesetzes über die Finanzver- 
waltung vom 15. Mai 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 293) bleibt unbe- 
rührt. Bei Steuern, die von Bundes- 
oder von Landesfinanzbehörden ganz 
oder zum Teil verwaltet werden, je- 
doch weder dem Bund noch den Län- 
dern zufließen, stehen die Befugnisse 
nach Absatz 1 den öffentlich-recht- 
lichen Körperschaften zu, für deren 
Rechnung die Steuern erhoben wer- 
den. Die Befugnisse der Gemeinden 
erstrecken sich bei den Realsteuern 
nur auf die Maßnahmen nach Ab- 
satz 1 Satz 1. 

(4) Eine Maßnahme nach Absatz 1 
Satz 3 wirkt, soweit sie die gewerb- 
lichen Einkünfte als Grundlage für die 
Festsetzung der Steuer vom Einkom- 
men beeinflußt, auch für den Gewer- 
beertrag als Grundlage für die Fest- 
setzung des Gewerbesteuermeßbe- 
trages. 

(5) Für bestimmte Gruppen gleich- 
gelagerter Fälle können die Ober- 
finanzdirektionen und die Finanz- 
ämter zu Maßnahmen nach Absatz 1 
Sätze 2 und 3 audi durch eine allge- 
meine Verwaltungsanordnung der 
Bundesregierung ermächtigt werden, 
die, soweit die Verwaltung der Steuer 
den Landesfinanzbehörden obliegt, mit 
Zustimmung des Bundesrates zu er- 
lassen ist.” 

5 a. In § 161 Ziff. 1 Buchst, d, wird die Zahl 
„6 000” in „9 000” geändert. 

6. Die Absätze 1 und 2 des § 202 erhalten 
folgende Fassung: 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


„(1) Die Finanzämter können die 
Befolgung von Anordnungen, die sie 
im Besteuerungsverfahren (einschließ- 
lich der Vorbereitung, Sicherung und 
Nachprüfung der Besteuerung) inner- 
halb ihrer gesetzlichen Befugnisse 
treffen, durch Auferlegung eines Er- 
zwingungsgeldes, durch Ausführung 
auf Kosten des Pflichtigen und un- 
mittelbar erzwingen. 


(2) Das einzelne Erzwingungsgeld 
darf fünftausend DM nicht 
übersteigen. Wird das Erzwingungs- 
geld gegen natürliche Personen festge- 
setzt, so ist es im Fall der Uneinbring- 
lichkeit auf Antrag des Finanzamts 
durch Beschluß des Amtsgerichts, in 
dessen Bezirk der Pflichtige seinen 
Wohnsitz oder seinen dauernden 
Aufenthalt hat, in eine Erzwingungs- 
haft umzuwandeln. Die rechts- 
kräftige Festsetzung des Erzwingungs- 
geldes ist für das Amtsgericht bindend. 
Die Erzwingungshaft ist durch das 
Amtsgericht zu vollstrecken; sie darf 
vier Wochen nicht übersteigen. Inner- 
halb dieses Rahmens ist Ihre Dauer 
nach freiem Ermessen zu bestim- 
men. Ist Erzwingungshaft mehrfach 
zu vollstrecken, so hat das Amtsge- 
richt, das die höchste Erzwingungshaft 
ausgesprochen hat, eine einheitliche 
Haft festzusetzen; diese besteht in 
einer Erhöhung der verwirkten 
höchsten Haft und darf drei Monate 
nicht übersteigen. Die Vollstreckung 
der Erzwingungshaft Ist nicht fortzu- 
setzen, wenn der Schuldner die An- 
ordnung nunmehr befolgt. Kann 
das Erzwingungsgeld ohne 
Verschulden des Schuld- 
ners nicht eingebracht 
werden, so kann angeord- 
net werden, daß die Voll- 
streckung der Erzwin- 
gungshaftunterbleibt. Wenn 
der Anspruch auf das Erzwingungs- 
geld verjährt ist, darf die Haft nidit 
mehr vollstreckt werden.“ 


„(1) Die Finanzämter können die 
Befolgung von Anordnungen, die sie 
im Besteuerungsverfahren (einschließ- 
lich der Vorbereitung, Sicherung und 
Nachprüfung der Besteuerung) inner- 
halb ihrer gesetzlichen Befugnisse 
treffen, durch Auferlegung eines Er- 
zwingungsgeldes, durch Ausführung 
auf Kosten des Pflichtigen und un- 
mittelbar erzwingen. Die gleiche Be- 
fugnis steht den Gemeinden bei der 
Verwaltung der Realsteuern zu. 

(2) Das einzelne Erzwingungsgeld 
darf 5 000 DM nicht übersteigen. 
Wird das Erzwingungsgeld gegen 
natürliche Personen festgesetzt, so 
wird es im Fall der Uneinbringlichkeit 
auf Antrag des Finanzamts durch Be- 
schluß des Amtsgerichts nach pflicht- 
gemäßem Ermessen in eine Erzwin- 
gungshaft umgewandelt; die Entschei- 
dung steht dem Amtsgericht zu, in 
dessen Bezirk der Steuerpflichtige 
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. Die rechtskräf- 
tige Festsetzung des Erzwingungsgel- 
des ist für das Amtsgericht bindend. 
Die Erzwingungshaft ist durch das 
Amtsgericht zu vollstrecken; sie darf 
vier Wochen nicht übersteigen. Inner- 
halb dieses Rahmens ist Ihre Dauer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu be- 
stimmen. Ist Erzwingungshaft mehr- 
fach zu vollstrecken, so hat das Amts- 
gericht, das die höchste Erzwingungs- 
haft ausgesprochen hat, eine einheit- 
liche Haft festzusetzen; diese besteht 
in einer Erhöhung der verwirkten 
höchsten Haft und darf drei Monate 
nicht übersteigen. Die Vollstreckung 
der Erzwingungshaft Ist nicht fortzu- 
setzen, wenn der Schuldner die An- 
ordnung nunmehr befolgt. Das Ver- 
fahren des Amtsgerichts und die Frage 
der Kosten des Verfahrens und des 
Haftvollzuges beurteilen sich sinnge- 
mäß nach den Vorschriften des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 in der zur Zeit geltenden 
Fassung. Wenn der Anspruch auf das 
Erzwingungsgeld verjährt ist, darf die 
Haft nicht mehr vollstreckt werden.“ 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


6a. § 217 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Ist der Steuerpflichtige von der 
Verpflichtung zur Abgabe einer 
Steuererklärung befreit und gibt er 
eine Steuererklärung nicht ab, so kön- 
nen die Besteuerungsgrundlagen in der 
gleichen Höhe wie die des Vorjahres 
geschätzt werden.“ 

6b. §316 erhält folgende Fassung: 

4 316 

(1) Soweit einem Beteiligten, der 
nicht Finanzbehörde ist, die Kosten 
nicht auferlegt werden, sind ihm 
seine zur zweckentsprechenden Rechts- 
verfolgung notwendigen Auslagen zu 
erstatten. 

(2) Wird ein Bevollmächtigter oder 
Beistand zugezogen, so sind die da- 
durch entstehenden Kosten nur zu er- 
statten, soweit sie für Personen, die 
geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen 
leisten 

a) in Verfahren vor den Finanzge- 
richten, 

b) in Einspruchverfahren, die durch 
eine Einspruchsentscheidung abge- 
schlossen werden, 

entstehen. Sind Rechtsanwälte zuge- 
zogen, so werden für deren Tätigkeit 

a) in Verfahren vor den Finanzge- 
richten die vollen Gebühren, 

b) in Einspruchsverfahren, die durch 
eine Einspruchsentscheidung abge- 
schlossen werden, 

eine Gebühr nach Maßgabe der Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte er- 
stattet. 

Sind andere Personen zugezogen, 
die geschäftsmäßig Hilfe in Steuer- 
sachen leisten, so werden bis zum Er- 
laß amtlicher Gebührenordnungen für 
die Tätigkeit dieser Personen die von 
ihnen erhobenen Gebühren bis zur 
Höhe der in Satz 2 genannten Ge- 
bühren erstattet. 

Steht der Bevollmächtigte oder Bei- 
stand in einem Angestelltenverhält- 
nis zu einem Beteiligten, so werden 
die durch seine Zuziehung entstande- 
nen Kosten nicht erstattet. 

(3) Im übrigen findet § 91 Abs. 1 
und 2 der Zivilprozeßordnung ent- 
sprechende Anwendung.“ 
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Entwurf 


Artikel II 

Änderung des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925) 


(1) § 16 Abs. 2 Ziff. 3 erhält folgende 
Fassung; 

„3. Bauausführungen, deren Dauer 
für die einzelne Bauausführung 
oder für mehrere ganz oder 
teilweise aufeinanderfolgende 
Bauausführungen zwölf Monate 
überstiegen hat oder voraussichtlich 
übersteigen wird.“ 

(2) Hinter § 19 wird folgender § 19 a ein- 
gefügt: 


4 19 a 


Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Begriffe „ge- 
meinnützige, mildtätige und kirchlidie 
Zwecke“ Im Sinne der §§ 17 bis 19 näher 
zu bestimmen.“ 


Artikel III 
Überleitungsbestimmungen 

Soweit in anderen Vorschriften auf Vor- 
schriften verwiesen ist, die durch dieses Ge- 
setz geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Vorschriften dieses Ge- 
setzes. 


Artikel IV 
Inkraftreten des Gesetzes 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


6c. § 372 Abs. 1 erhält folgenden Satz 3: 

„Für das Finanzamt kann wegen 
der von ihm verwalteten Steuerfor- 
derungen verschiedener Steuergläubi- 
ger auf Antrag eine einheitliche Siche- 
rungshypothek eingetragen werden.“ 

Artikel II 


Änderung des Steueranpassungsgesetzes 

Das Steueranpassungsgesetz vom 16. Ok- 
tober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 16 Abs. 2 Ziff. 3 erhält die folgende 
Fassung: 

„3. Bauausführungen, wenn die Dauer 
der einzelnen Bauausführungen oder 
mehrere ohne Unterbrechung auf- 
einander folgender Bauausführungen 
in einer Gemeinde 6 Monate über- 
stiegen hat oder voraussichtlich über- 
steigen wird.“ 

2. Hinter § 19 wird folgender § 19 a ein- 
gefügt: 


„§ 19 a 


Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Begriffe „ge- 
meinnützige, mildtätige und kirchlidie 
Zwecke“ im Sinne der §§ 17 bis 19 und 
die Yf raussetzungen der damit verbun- 
den'.ii Vergünstigungen näher zu be- 
stimmen.“ 


Artikel III 
unverändert 

Artikel in a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

Artikel IV 
unverändert 
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